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Auswanderungswellen sind in der Regel auf drei Hauptursachen zurückzuführen, die oft-
mals ineinandergreifen. Es sind vor allem Bevölkerungszunahmen, wirtschaftliche Krisen 
und politische Mißstände, die den Menschen die Hoffnung auf eine gesicherte Zukunf t 
rauben und sie zur Aufgabe ihrer Heimat bewegen. 

In der Mitte des 19. Jahrhunderts trafen für das Großherzogtum Baden alle drei zur Aus-
wanderung führenden Motivationen in vollem Maße zu. 

Besonders in den vierziger Jahren stand eine außerordentlich hohe, fast vierprozentige Ge-
burtenrate einer ständig sinkenden Sterbequote gegenüber. Da nach dem „Bevölkerungsge-
setz" von Malthus das menschliche Elend dadurch begründet wurde, daß die Bevölkerung 
stets die Tendenz zeige, über das Nahrungsmittelaufkommen hinauszuwachsen, machte man 
sich auch in den Badener Amtsstuben über den Geburtenüberschuß ernsthafte Sorgen. Die 
politische Unzufriedenheit war am Vorabend der Revolution von 1848 natürlich ganz beson-
ders groß. Die wirtschaftliche Situation war durch verheerende Mißerntenjahre allgemein 
stark beeinträchtigt und im Kaiserstühler Gebiet wiederum verschärft, weil man ökonomisch 
gesehen hier hochelastische Güter anbaute, die in Krisenzeiten kaum Absatz fanden. Hunger 
und Hoffnungslosigkeit waren allerorts anzutreffen. Bereits in den vierziger Jahren wander-
ten von Baden etwa 30 000 Personen nach Übersee aus. Nach der Revolution stieg die Flut 
der Entlassungsgesuche sprunghaft an. Von 1850 - 1859 wird die Zahl der Überseeauswan-
derer auf nahezu 100 000 Personen geschätzt. In den folgenden Jahrzehnten sanken auf-
grund der beginnenden industriellen Entwicklung die Auswanderungsgesuche auf durch-
schnittlich 3 000 Anträge pro Jahr. Die überseeische Auswanderung hatte fast ausschließlich 
Nordamerika als Ziel. Deshalb sind nicht nur die sozio-ökonomischen Verhältnisse in Baden 
für die Stärke des Auswanderungsstroms entscheidend, sondern auch die wechselnden wirt-
schaftlichen und politischen Zustände in Amerika. 

Zusammenfassend können die wechselhaften Auswanderungszahlen jener Jahre folgender-
maßen erklärt werden: Die politische Unzufriedenheit und die wiederholten Mißernten be-
wirkten gerade im vierten und fünf ten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts ein drastisches An-
schwellen des Auswanderungsstromes, der dann allerdings infolge der nordamerikanischen 
Bürgerkriege und der gleichzeitig günstigeren Entwicklung im Großherzogtum wieder zurück-
ging. 

Die ersten im Großherzogtum eintreffenden Informationen über Auswanderungsmöglich-
keiten nach Venezuela fallen in das Jahr 1840, also in den Beginn jenes Zeitabschnittes, in 
dem die hohen Emigrationsbewegungen stat tfanden. Die Arbeits- und Erwerbsverhältnisse 
waren nicht nur durch die hohe Bevölkerungszahl beeinträchtigt, sondern auch durch die 
noch mangelnde Entwicklung von Handwerk und Gewerbe. 

Für die Stadt Endingen treffen die obengenannten Gründe alle in recht bedeutsamer Weise 
zu. Zwar sind weder im Stadtarchiv noch in den Kirchenbüchern Angaben über die Auswan-
derungszahlen oder Auswanderungsgrün de eruierbar, aber aus den Gemeinderechnungsbü-
chern der Bezirksämter und der benachbarten Gemeinden lassen sich Rückschlüsse auf die 



wirtschaftliche Situation der Endinger Bürger gleichermaßen ziehen, wie auch aus der im 
Archiv der Stiftung COLONIA TOVAR^ gesammelten Auswandererkorrespondenz. In die-
sen handschriftlichen Briefen aus Endingen spiegelt sich die oftmals trostlose wirtschaftliche 
Lage wider und auch o f t in sehr drastischer Weise die Unzufriedenheit der Endinger mit 
ihrer politischen Herrschaft. Im Jahr 1839 schrieb Candidus Carl Wagemann aus Endingen 
an Alexander Benitz, der zu dieser Zeit als Lithograph in Paris arbeitete: 

Schon schärften die Bewohner unseres paradiesischen Kaiserstuhls mit größter Zu-
versicht die Sicheln, um ihre überschwenglich gesegneten Fruchtfelder zu schneiden, der 
Weinberg Hess Vieles und Ausgezeichnetes erwarten, als am 19. v. M. uns wenige Minuten 
hinreichten, alle die schöne Hoffnung zu zerstören, ein fürchterliches Ungewitter verheerte 
die ganze Gegend u. machte sie einer Wüste gleich, überall haust Jammer und Elend, da 
selbst reiche Leute kein Brod für das laufende Jahr haben. Seit Deiner Abreise von Hier 
verwendete ich mich eifrig darum, sichere und wahre Berichte aus Amerika zu erhalten, weil 
ich mir dort ein Asyl suchen wollte, falls diesen Herbst meine Sachen in Carlsruhe nicht 
nach Wunsche ausfallen sollten. Nur an glaubwürdige Männer habe ich mich gewendet und 
leerer Windbeuteley durchaus kein Gehör geschenkt, alle erhaltenen Nachrichten aber 
stimmten darin überein, dass man dort bey kräftigem Willen u. Lust zur Arbeit bedeutend 
besser bestehen könne, als hier. In unserem übervölkerten Vaterlande, wo jetzt die grosste 
Armuth u. drückende Sklaverey herrscht, wird das Stückchen Gerstenbrod anfangs unge-
heuer sauer.^ 

Ein Jahr danach bemühte sich der Schneidermeister Kosmos Kohler, nach Mexiko aus-
wandern zu können und gab als Begründung an: 

Wir befassen uns seit Jahren mit Auswanderungsplänen und werden mit Fleiss dort 
ein besseres Fortkommen finden als hierzu Lande, wo uns die Lage der Leute wegen und der 
Menge derselben immer drückender zu werden scheint. . . ^ 

Da es ihm aber an dem nötigen Reisegeld fehlte, konnte der Schneider Kohler nicht mit 
seiner Familie auswandern. Er schloss sich später der Auswanderungsgruppe aus Endingen 
an. 

In Baden verlief die Auswanderungspolitik während des 19- Jahrhunderts unterschiedlich. 
Das 1803 erlassene Auswanderungsgesetz war relativ liberal, denn es gestattete generell den 
Wegzug, sofern die darum Ansuchenden keine Schulden hinterlassen würden. Das Gesetz 
räumte der Regierung aber auch ein, daß im Falle von eintretender Entvölkerung die Aus-
wanderung verboten werden könnte. Als weitere Steuerung der Auswanderung konnte man 
die Werbetätigkeit von Agenten unterbinden oder sie gegebenenfalls auch tolerieren. Nach 
dem Sturz Napoleons erlebte Baden 1816/17 harte Hungerjahre. In dieser Zeit setzten denn 
auch verstärkte Auswanderungen nach Polen, Rußland und Brasilien ein. Die Regierung ver-
hielt sich dieser Entwicklung gegenüber passiv. Die Bezirksämter überwachten als Vorausset-
zung für den Wegzug nur die nach dem Gesetz vorgeschriebene Schuldenliquidation. 

Die häufig an das Großherzogtum gestellten Gesuche für die Erlaubnis öffentlicher 
Werbungen wurden im Innenministerium zumeist abgelehnt. Als 1820 der britische Haupt-
mann May ein solches Gesuch für ein Siedlungsprojekt an der Hudsonbay einreichte, machte 
die Regierung ihm das Angebot, „ob er nicht Zuchthäusler für diese Kolonie mit oder ohne 
Bezahlung der Transportkosten übernehmen würde.'"* May war aber nur einverstanden, 
Zuchthäusler und Nichtkriminelle im Verhältnis 1 : 5 in sein Siedlungsprojekt einzube-
ziehen, sofern ihm die öffentliche Werbung gestattet würde. 



Daraufhin brach das Badische Innenministerium die Verhandlungen ab. Trotz dieser Re-
striktionen hielten die Auswanderungen unvermindert an. Zudem verließen viele Personen 
das Land heimlich, um sich ihren Gläubigern zu entziehen. 

In Holland und vor allem in Frankreich lagerten in den Straßen viele süddeutsche Auswan-
derer und bettelten um Almosen. In den Hafenstädten, hier wiederum vornehmlich in Le 
Havre, vegetierten sogar ganze Scharen von Emigranten, die darauf warteten, ein Schiff zu 
bekommen. Viele hat ten das gesparte Reisegeld für den Lebensunterhalt bereits verzehrt, 
viele hatten es vielleicht nicht einmal besessen. Die badische Regierung drängte darauf die 
Bezirksämter, einheitlich darauf zu achten, daß die Gesuchsteller nicht nur ihre Schulden-
freiheit nachwiesen, sondern auch ein ihrer Familiengröße entsprechendes Reisegeld vorwei-
sen konnten. 

Das Bezirksamt Ettenheim erließ 1832 deshalb folgendes Rundschreiben an seine Ge-
meinden: 

Den Ortsvorständen wird eröffnet, daß sie streng auf die Nachweisung des nötigen Reise-
geldes zu bestehen haben. Hiernach hat jeder einzeln Reisende an barem Vermögen nachzu-
weisen 400 —FL 
wenn er mit der Familie auswandert 
für die Frau 200- FL 
für jedes Kind über 15 Jahren 200 — FL 
für jedes Kind unter 15 Jahren 100 — FL 

Die Ortsverbände haben keine Güterveräusserung zum Bebufe der Auswanderung zu ge-
statten, ehe die Erlaubnis erfolgt ist, und ihre Untergebenen vor Schaden zu warnen. Auch 
ist bei Einreichung der Einwanderungsgesuche jedesmal ein Verzeichnis sämtlicher im Pfand-
buch eingetragenen und bekannten Schulden des Auswanderers mit vorzulegen.^ 

Die Werbetätigkeit für bestimmte Kolonisationszwecke wurde jedoch noch immer, bis auf 
eine Ausnahme (1832, Adelsverein für Texas), verboten. Nur die Übernahme der Transport-
abwicklung war den Agenturen gestattet, denn das Großherzogliche Innenministerium ver-
stand unter Werbung nicht nur die öffentliche und persönliche Beeinflussung zur Auswande-
rung für ein bestimmtes Projekt, sondern auch bereits die öffentliche Anpreisung der Vortei-
e eines Landes. 

Als 1840 heimlich für eine Auswanderung nach Mexiko geworben wurde, verbreitete die 
Regierung des Oberrheinkreises zu Freiburg folgende Order: 

An sämtliche Aemter: Das Grossherzogliche Ministerium des Inneren hat am 25. vorigen 
Monats unter Nr. 2223 die Werbung nach Südamerika betreffend angeordnet, dass Auffor-
derungen zur Auswanderung nach Südamerika auf keine Weise, es sei dies durch mündliche 
Anwerbungen oder durch Anpreisung der Vorteile mittels öffentlicher Anschläge, oder mit-
tels Verbreitung von gedruckten und geschriebenen Belehrungen gestattet werden dürfen, 
wenn hier nicht im einzelnen Falle die Ministerialgenehmigung erteilt worden ist. Hierdurch 
werden die sämtlichen Aemter zu ihrem Benehmen mit dem Anhang in Kenntnis gesetzt, 
dass die zur Zeit häufig vorkommenden derartigen Werbungen der französischen • 
kanischen Gesellschaft nicht geduldet werden.^ 
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